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HESSISCHES  MINISTERIUM  DER  FINANZEN

847

Empfehlungen über Standards für Interne Revisionen in der 
Hessischen Landesverwaltung einschließlich der Anlagen 
1 und 2 (Muster für eine behördenspezifische Dienstanwei-
sung der Internen Revision und Mustergliederung eines 
Prüfungsberichtes)
Nach Zustimmung des Kabinetts am 29. August 2016 werden die 
unter Mitwirkung aller Ressorts erstellten Empfehlungen hiermit 
bekannt gegeben. Sie werden in Kürze ins Mitarbeiterportal des 
Landes Hessen eingestellt.

Wiesbaden, den 21. September 2016

Hessisches Ministerium der Finanzen
O 1557 A -143- I IR

StAnz. 41/2016 S. 1055

Hessische Ministerien

Referate Interne Revision

Empfehlungen über Standards für Interne Revisionen  
in der Hessischen Landesverwaltung
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Die Interne Revision unterstützt und entlastet die Behördenleitung 
bei der Wahrnehmung ihrer Gesamtverantwortung. Die nachfol-
genden Empfehlungen basieren auf den Revisionsstandards des 
Deutschen Instituts für Interne Revision e.V. (DIIR) sowie den 
„Empfehlungen des Bundesministeriums des Innern für Interne 
Revisionen“1. Daneben wurden die Feststellungen des Hessischen 
Rechnungshofs aus seiner Prüfung der Internen Revisionen der 
obersten Landesbehörden2 sowie das Erfahrungswissen aus der 
Revisionspraxis in der Hessischen Landesverwaltung mit einbezo-
gen. 

1  Empfehlungen für Interne Revisionen in der Bundesverwaltung vom 
21. Dezember 2007, Bonn.

2  HRH-Prüfungsmitteilung zur Organisation und Aufgabenwahrneh-
mung der Internen Revisionen der hessischen Landesverwaltung vom 
23. August 2013

1. Allgemeines 
(1) Für die Einführung und Fortführung von Internen Revisionen 
wurden als Empfehlungen Standards erstellt, die sich an die jewei-
lige Behördenleitung richten. Zur Umsetzung der Empfehlungen 
bleibt es den Ressorts überlassen, eigene Regelungen zu erstellen. 
Ein Muster für eine behördenspezifische Dienstanweisung (Anlage 
1) ist beigefügt. 
(2) Die Dienstanweisung regelt die Grundsätze und das Verfahren 
zur Aufgabenerfüllung der Internen Revision der Behörde und stellt 
Mindeststandards sicher. Sie wird für alle Beschäftigten im Mitar-
beiterportal veröffentlicht.
(3) Der Schwerpunkt der Tätigkeiten der Internen Revision besteht 
darin, Abweichungen und Unregelmäßigkeiten aufzudecken und 
Anregungen für deren Beseitigung und künftige Vermeidung zu 
geben. Sie untersucht das Verwaltungshandeln und liefert Infor-
mationen, Analysen, Bewertungen, Empfehlungen und Beratungen. 
Damit trägt sie u. a. dazu bei, Risikomanagement, Kultur, Qualität, 
Effektivität und Effizienz des Verwaltungshandelns zu verifizieren 
und nachhaltig zu verbessern. 
(4) Durch die Prüfergebnisse der Internen Revision wird die Sicht 
einer Organisationseinheit, die am untersuchten Prozess unbeteiligt 
ist, vermittelt. Politische Entscheidungen werden von Revisions-
aufgaben nicht erfasst.
(5) Zur Sicherstellung ihrer Prozessunabhängigkeit darf die Interne 
Revision weder in den Arbeitsablauf integriert noch für das Ergeb-
nis des überwachten Prozesses verantwortlich sein. Im Rahmen des 
in jeder Organisationseinheit auszuprägenden Kontrollsystems 
kann sie auch als „Kontrolle der Kontrolle“ bezeichnet werden, die 
innerhalb einer Organisation beziehungsweise der Verwaltung 
Strukturen sowie Aktivitäten prüft und beurteilt. 
In Abgrenzung zur Internen Revision sind der Hessische Rech-
nungshof oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die ebenfalls 
nicht Teil des Kontrollsystems der Organisationseinheiten sind, 
externe Prüfungsinstitutionen.
(6) Der Erfolg der Internen Revision wird wesentlich von ihrer 
Akzeptanz bei Vorgesetzten und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
mitbestimmt. Alle Vorgesetzten und alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind aufgefordert, die Interne Revision bei Ihren Aufgaben 
und Zielen zu unterstützen, um das Verwaltungshandeln nachhal-
tig zu verbessern. 
(7) Jeder Beschäftigte kann mit Anregungen auch unmittelbar an 
die Interne Revision herantreten. Die Interne Revision wahrt im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, auch zum Schutz des 
Mitteilenden, die Vertraulichkeit der Information. 

2. Ziele 
(1) Die Interne Revision nimmt unabhängige Prüfungs- und Kon-
trollfunktionen im Auftrag der Behördenleitung wahr und unter-
stützt diese bei 
• der Wahrnehmung ihrer Dienst- und Fachaufsicht 
• der Sicherstellung und Optimierung von Qualität, Effizienz und 

Effektivität des Verwaltungshandelns sowie der Einhaltung der 
Vorschriften und Regelungen

• der Herstellung von Transparenz und eines entscheidungsori-
entierten Überblicks über Geschäftsrisiken im Zusammenhang 
mit Vermögen, Umfeld, Geschäftsprozessen und Steuerungsin-
formationen

• der Festlegung und Weiterentwicklung der behördeninternen 
Regelungen. 

(2) Die Befugnisse und Verpflichtungen anderer zur Überwachung 
von Verwaltungshandeln, insbesondere die Verpflichtung der Vor-
gesetzten zur Dienst- und Fachaufsicht, bleiben unberührt. 

3. Aufgaben 
(1) Die Prüfungen durch die Interne Revision erstrecken sich grund-
sätzlich auf alle Organisationseinheiten und Zuständigkeitsberei-
che einer Behörde, wodurch das gesamte Verwaltungshandeln er-
fasst und prüfungsfreie Räume vermieden werden. 
(2) Gegenstand von Revisionsprüfungen können sein die Recht- und 
Ordnungsmäßigkeit, die Funktionsfähigkeit, die Zweckmäßigkeit und 
die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns, insbesondere ob 
• die Vorschriften (einschließlich interner Regelungen) eingehal-

ten werden 
• die Zielvorgaben der Behördenleitung zweckmäßig umgesetzt 

und ordnungsgemäß erfüllt werden
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• die Grundsätze wirtschaftlichen Handelns gewahrt werden
• die Vermögenswerte ausreichend gesichert sind
• die internen Vorschriften zweckmäßig sind
• das interne Risikomanagement einschließlich eines Internen 

Kontrollsystems (IKS) funktionsfähig und zweckmäßig ist 
• die Maßnahmen im Sinne des IKS sowie die Informations- und 

Geschäftsprozesse zweckmäßig aufgebaut sind und zuverlässig 
arbeiten

• die Vorgesetzten ihre Führungsfunktion einschließlich der 
Dienst- und Fachaufsicht ordnungsgemäß wahrnehmen. 

(3) Die Interne Revision wirkt durch ihre Prüftätigkeit korrup-
tionspräventiv. Ihr können Verwaltungsermittlungen bei Verdachts-
fällen übertragen werden. 

4. Einrichtung/Organisation/Stellung der Internen Revision 
(1) Die Interne Revision kann zentral (auf Ebene der obersten Lan-
desbehörde) oder dezentral (jeweils in den obersten Landesbehör-
den und in den nachgeordneten Dienststellen des Geschäftsberei-
ches) eingerichtet werden. Die Ressortleitung entscheidet unter 
Beachtung der spezifischen Gegebenheiten über deren Struktur.
(2) Im Falle einer dezentralen Strukturierung bezieht sich die Fach-
aufsicht über die Interne Revision der nachgeordneten Dienststelle 
vor allem auf 
• die Einrichtung der Internen Revision
• die Ausstattung der Internen Revision und 
• das Berichtswesen (zum Beispiel den Jahresbericht),
um die Unabhängigkeit, Integrität und Objektivität der Internen 
Revision zu wahren.
(3) Die Zuständigkeit der Internen Revision in einer obersten Lan-
desbehörde erstreckt sich im Falle einer dezentralen Strukturierung 
unabhängig von den Zuständigkeiten der örtlichen Internen Revi-
sionen des nachgeordneten Bereichs auf alle Organisationseinheiten 
des Ressorts. Damit ist verbunden, dass die Interne Revision der 
obersten Landesbehörde jederzeit auch in deren Zuständigkeitsbe-
reichen Prüfungen durchführen kann. 
(4) Die Internen Revisionen der Dienststellen des Geschäftsbereichs 
übersenden der jeweiligen obersten Landesbehörde die nach der 
jeweiligen Erlasslage und nach einheitlichen Kriterien erforderli-
chen Unterlagen (zum Beispiel Berichte, Jahresberichte, Prüfungs-
pläne und Personalübersichten). 
(5) Die oberste Landesbehörde kann im Wege der Aufgabenzuwei-
sung regeln, dass Tätigkeiten der Internen Revision auch durch 
andere Dienststellen ihres Geschäftsbereichs wahrgenommen wer-
den, etwa wenn die Personalstärke oder das Risikopotential einer 
Dienststelle eine eigene Interne Revision nicht rechtfertigen. 
(6) Die personelle und sachliche Ausstattung der Internen Revision 
muss sich angemessen an behördenspezifischen Kriterien orientie-
ren, etwa an Risikopotential, Größe, Struktur oder Komplexität. 
(7) Die Tätigkeit in der Internen Revision ist grundsätzlich unver-
einbar mit der Wahrnehmung von Fachaufgaben. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sollen über hinreichende Berufserfahrungen 
verfügen.
(8) Die Interne Revision ist der Behördenleitung unmittelbar fach-
aufsichtlich unterstellt. Hierbei ist der tatsächliche Funktions-
träger (zum Beispiel Staatssekretär/-in, Präsident/-in, 
Vizepräsident/-in, Direktor/-in) konkret zu benennen. Sie wird 
durch die Leiterin/den Leiter der Internen Revision geführt. 
(9) Die Interne Revision arbeitet von den Fachaufgaben unabhän-
gig mit allen Organisationseinheiten vertrauensvoll zusammen. 

5. Befugnisse und Pflichten 
5.1 Allgemeine Informations-, Prüfungs- und Zutrittsbefugnisse  
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die Interne Revision 
über umfassende Informations-, Prüfungs- und Zutrittsbefugnisse 
in allen Organisationseinheiten. 
5.2 Besondere Prüfungsbefugnisse  
(1) Alle Beschäftigten haben die Interne Revision zu unterstützen 
und zu fördern. Sie sind verpflichtet, die hierzu erforderlichen 
Auskünfte zu geben und Unterlagen bereit zu stellen und zu über-
lassen. Darüber hinaus hat sie im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen die Befugnis zur Akteneinsicht einschließlich der Einsicht-
nahme in die dazugehörigen elektronischen Dateien, wie zum Bei-
spiel
• Buchungssysteme (u.a. Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-

wesen)
• Kosten- und Leistungsrechnung
• Verzeichnisse aller Beschaffungen und Verträge
• IT- Rahmenkonzept
• Dokumentationsverzeichnis über Verfahren

• Inventarverzeichnis
• Personalakten. 
(2) Durch die Interne Revision können Datenbankauswertungen 
veranlasst werden. 
(3) Angehörige der Internen Revision sind im Rahmen der daten-
schutz- und beamtenrechtlichen Vorschriften befugt, personenbe-
zogene Daten von Beschäftigten und Dritten zu verarbeiten. 
5.3 Information über wichtige Angelegenheiten 
Unabhängig von konkreten Prüfungen ist die Interne Revision 
rechtzeitig über wichtige Behördenangelegenheiten wie zum Bei-
spiel 
• Prüfungsverfahren des Hessischen Rechnungshofs
• wesentliche Organisationsänderungen
zu unterrichten.
5.4 Vortragsrecht und Zusammenarbeit
Die Interne Revision hat gegenüber der Behördenleitung ein jeder-
zeitiges, unmittelbares, mündliches und schriftliches Vortragsrecht. 
Mit dem/der Beauftragten für den Haushalt und soweit bestellt, 
der Ansprechperson für Korruptionsprävention arbeitet sie eng 
zusammen. 
5.5 Weisungsrecht/Empfehlungen
Die Interne Revision hat kein Weisungsrecht. Sie bewertet nach 
einem Soll-Ist-Vergleich und gibt gegenüber dem geprüften Bereich 
Empfehlungen ab. 
5.6 Beiziehung von Sachverständigen 
Externe oder interne Sachverständige können unter Beachtung der 
bestehenden Vorschriften herangezogen werden.
5.7  Verschlusssachen-Angelegenheiten und Datenschutzbestim-

mungen
Hinsichtlich Verschlusssachen-Angelegenheiten gelten die jeweili-
gen Bestimmungen. Die Vorschriften des Hessischen Datenschutz-
gesetzes (HDSG) bleiben unberührt. 
5.8  Anforderungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Inter-

nen Revision
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Internen Revision sind 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit zur Unvoreingenommenheit, Un-
abhängigkeit und Gewissenhaftigkeit verpflichtet. Sie wahren ins-
besondere:
• Integrität
Die Integrität interner Revisoren begründet ein Vertrauensverhält-
nis und bildet so die Grundlage für die Zuverlässigkeit ihrer Beur-
teilungen.
• Objektivität
Interne Revisoren wenden ein Höchstmaß an Professionalität und 
Objektivität an bei der Erhebung, Bewertung und Weitergabe von 
Informationen zu den von ihnen untersuchten Aktivitäten oder 
Prozessen. Sie nehmen eine ausgewogene Bewertung aller relevan-
ten Umstände vor und lassen sich weder durch ihre eigenen Inter-
essen leiten, noch durch Dritte in ihrem Urteil unzulässig beein-
flussen. 
• Vertraulichkeit 
Interne Revisoren sind zur Vertraulichkeit verpflichtet. Sie respek-
tieren den Wert der und die Rechte an den ihnen zugänglichen 
Informationen und geben keine Informationen weiter, es sei denn, 
dass hierfür eine rechtliche oder berufliche Verpflichtung besteht. 
5.9 Aus- und Fortbildung 
Die Leitung der Internen Revision trägt die Verantwortung für die 
Aus- und Fortbildung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die 
Beschäftigten der Internen Revision sind gehalten, sich stetig wei-
terzubilden.

6. Durchführung von Prüfungen 
6.1 Risikoorientierte Prüfungsplanung 
(1) Die Interne Revision erstellt auf der Grundlage einer Prüfungs-
landkarte (Audit Universe3) und auf der Basis einer behördenbe-
zogenen Gefährdungs- beziehungsweise Risikoanalyse unter Be-
rücksichtigung des Aufwand-/Nutzenverhältnisses eine Prüfungs-
planung und erarbeitet jährlich/halbjährlich einen darauf basie-
renden Prüfungsthemenkatalog. Diese beinhaltet die sachlichen, 
personellen und zeitlichen Aspekte der Prüfungen. 
(2) Die Behördenleitung genehmigt die Prüfungsplanung und erteilt 
den Prüfungsauftrag. Sie kann der Internen Revision zu jeder Zeit 
Aufträge zu Anlassprüfungen erteilen. 

3  Audit Universe: Prüfungslandkarte, die alle Prüfungsobjekte umfasst 
und definiert. S. Marc Slowig et al. in DIIR, Risikoorientierte Prü-
fungsplanung: Best Practice, Frankfurt 2010, S. 9, Ziffer 2.1, Defini-
torische Grundlagen, wesentliche Kriterien.
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(3) Die Prüfungsplanung soll entsprechend der gewonnenen Erfah-
rungen oder aufgrund geänderter Rahmenbedingungen ergänzt 
beziehungsweise fortgeschrieben werden. Prüfungsüberschneidun-
gen mit anderen Prüfungseinrichtungen in Prüfgebieten und Prü-
fungsarten sind nicht ausgeschlossen, sollen aber zur Minimierung 
der Arbeitsbelastungen der zu überprüfenden Bereiche so gering 
wie möglich gehalten werden.
6.2 Prüfungsarten 
Die Prüfungen können insbesondere durchgeführt werden als: 
• Planprüfungen im Sinne einer objektiven Beurteilung von Prüf-

nachweisen aus einer Organisationseinheit mit dem Ziel einer 
unabhängigen Bewertung von Sachverhalten aus der Prüfungs-
landkarte, zum Beispiel unter besonderer Berücksichtigung der 
Organisation, des Rechnungswesens, der Wirtschaftlichkeit und 
Zielerreichung oder der Regeleinhaltung (Compliance) 

• Querschnittsprüfungen von mehreren Organisationseinheiten 
mit dem Ziel einer unabhängigen Bewertung von Sachverhalten 
aus der Prüfungslandkarte

• Prüfungen aus besonderem Anlass
• Nachschauprüfungen (Umsetzung früherer Hinweise und Emp-

fehlungen). 
6.3 Prüfungsvorbereitung 
Die Prüfungsvorbereitung beinhaltet die Analyse des Prüfungsgegen-
standes, die Einarbeitung in die Prüfungsmaterie, die Beschaffung 
von Informationen und die Detailplanung des Prüfungsablaufes. 
6.4 Prüfungsankündigung 
Nach Maßgabe des Prüfungsauftrages kündigt die Interne Revision 
die Prüfung, soweit Prüfungszwecke dem nicht entgegenstehen, 
den jeweiligen Organisationseinheiten rechtzeitig an. In einer Ein-
führungsbesprechung werden der vorgesehene Ablauf der Prüfung 
erläutert sowie Fragen im Zusammenhang mit der Prüfung geklärt. 
6.5 Prüfungshandlungen 
(1) Im Rahmen der Prüfung erhebt und bewertet die Interne Revi-
sion die Sachverhalte und dokumentiert die Prüfungshandlungen, 
-feststellungen und -bewertungen. Bereits in diesem Stadium sind 
gewonnene Erkenntnisse und die darauf aufbauenden Vorschläge 
zu Maßnahmen nach Möglichkeit mit den geprüften Organisations-
einheiten zu erörtern.
(2) Die Prüfung erfolgt grundsätzlich in Teamarbeit. 
(3) Die Prüfungen werden je nach Schwerpunktsetzung insbeson-
dere nach folgenden Kriterien (Bewertungsmaßstäben) durchge-
führt: 
• Risiken 
• Rechtmäßigkeit 
• Ordnungsmäßigkeit 
• Sicherheit
• Wirtschaftlichkeit 
• Zukunftssicherung
• Zweckmäßigkeit/Effektivität
• Wirkungsorientierung. 
Der beziehungsweise die jeweiligen Schwerpunkte sind aus der 
Zielsetzung des Prüfungsauftrages abzuleiten. 
6.6 Prüfungsabschluss und Berichterstattung 
(1) Zum Abschluss der Prüfung fertigt die Interne Revision den 
Entwurf eines Prüfungsberichts4. Dieser enthält neben den Fest-
stellungen und Wertungen Empfehlungen zur Mängelbeseitigung 
oder für Verbesserungen und gegebenenfalls auch weitere Schluss-
folgerungen. 
(2) Die Interne Revision übersendet den Entwurf des Prüfungsbe-
richts gegebenenfalls nach Billigung durch die Behördenleitung 
unverzüglich der geprüften Organisationseinheit und gibt ihr Ge-
legenheit zur Stellungnahme. 
(3) In einer Abschlussbesprechung werden mit der geprüften Orga-
nisationseinheit und deren Vorgesetzten die tragenden Ergebnisse 
der Revisionsprüfung besprochen. Auf die Abschlussbesprechung 
kann im gegenseitigen Einvernehmen verzichtet werden, insbeson-
dere wenn die Feststellungen im Rahmen der Prüfungsdurchfüh-
rung hinreichend erörtert worden sind.
(4) Die Interne Revision fertigt unter Berücksichtigung der erfolg-
ten Maßnahmen (Entwurf, Stellungnahme, Gespräch) einen ab-
schließenden Revisionsbericht, der auch als Statusbericht oder 
Zusammenfassung der Ergebnisse erfolgen kann. 
(5) Diesen Bericht legt sie der Behördenleitung grundsätzlich zur 
Billigung vor. Die geprüfte Organisationseinheit erhält eine Aus-
fertigung. Soweit Zuständigkeiten anderer Stellen von dem Prü-
fungsergebnis berührt sind, sind diese zu informieren. 

4 Siehe Anlage 2

6.7 Umsetzung der Empfehlungen, Follow Up, Prüfungsende
(1) Die Behördenleitung entscheidet über die Umsetzung der Emp-
fehlungen der Internen Revision. 
(2) Die fristgerechte Durchführung der Umsetzung obliegt der ge-
prüften Organisationseinheit. Der geprüfte Bereich informiert die 
Interne Revision über die Umsetzung der Empfehlungen. Die In-
terne Revision überwacht die Umsetzung der von der Behördenlei-
tung gebilligten Empfehlungen in einem systematischen Verfahren 
(Follow Up). 
Mit der Umsetzung dieser Empfehlungen endet das Follow Up.
(3) Die Zuständigkeiten anderer Organisationseinheiten bleiben 
unberührt.

7. Nachschau 
Die Interne Revision kann die Umsetzung der Empfehlungen im 
Rahmen einer gesonderten Nachschauprüfung kontrollieren. Diese 
ist auch Gegenstand der Prüfungsplanung und demzufolge von der 
Behördenleitung zu genehmigen.

8. Institutionalisierte Berichterstattung
Die Interne Revision legt der Behördenleitung über ihre Tätigkeiten 
mindestens jährlich einen schriftlichen Bericht vor. Die prüfungs-
bezogene unterjährige Berichterstattung bleibt davon unberührt. 
9. Qualitätssicherung und Wirtschaftlichkeit
(1) Die Interne Revision sichert durch geeignete Maßnahmen die 
Qualität ihrer Arbeit. Die Qualitätssicherung erfolgt zum Beispiel 
durch 
• transparente Prüfungsprozesse
• standardisierte Prüfungsabläufe
• einheitliches Berichtslayout
• aufgabenspezifische Aus- und Fortbildung
• Hospitation bei anderen Internen Revisionen
• Peer Review 
• Evaluation 
• Zielvereinbarungen mit der Behördenleitung. 
(2) Der regelmäßige Erfahrungsaustausch zwischen den Internen 
Revisionen ist unverzichtbar. Die jeweiligen obersten Landesbe-
hörden stellen den internen Erfahrungsaustausch im eigenen Res-
sort sicher. Das Hessische Ministerium der Finanzen führt den 
ressortübergreifenden Erfahrungsaustausch auf der Ebene der 
obersten Landesbehörden durch. 
(3) Das Handeln und die Empfehlungen der Internen Revision sind 
an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit auszurichten. Soweit 
die Anforderungen an ein präventives oder rechtlich ordnungsge-
mäßes Handeln (zum Beispiel Einführung eines Vier-Augen-Prin-
zips) überwiegen, können Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte in den 
Hintergrund treten. 

10. Inkrafttreten
Die Empfehlungen über die Standards der Internen Revision in der 
Hessischen Landesverwaltung treten am Tag nach der Veröffentli-
chung im Staatsanzeiger in Kraft.

Anlage 1:  Muster für eine behördenspezifische Dienstanweisung 
der Internen Revision 

Anlage 2: Mustergliederung eines Prüfungsberichtes 
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6.3 Prüfungsvorbereitung
6.4 Prüfungsankündigung
6.5 Prüfungshandlungen
6.6 Prüfungsabschluss und Berichterstattung
6.7 Umsetzung der Empfehlungen, Follow Up, Prüfungsende
7. Nachschau
8. Institutionalisierte Berichterstattung
9. Qualitätssicherung und Wirtschaftlichkeit
10. Inkrafttreten

1. Allgemeines 
(1) Die Interne Revision unterstützt und entlastet die Behördenlei-
tung bei der Wahrnehmung ihrer Gesamtverantwortung.
(2) Für die Einführung und Fortführung von Internen Revisionen 
wurden als Empfehlungen Standards erstellt, die sich an die jewei-
lige Behördenleitung richten. Zur Umsetzung der Empfehlungen 
bleibt es den Ressorts überlassen, eigene Regelungen zu erstellen. 
(3) Die Dienstanweisung regelt die Grundsätze und das Verfahren 
zur Aufgabenerfüllung der Internen Revision der Behörde und stellt 
Mindeststandards sicher. Sie wird für alle Beschäftigten im Mitar-
beiterportal veröffentlicht.

2. Ziele 
(1) Die Interne Revision nimmt unabhängige Prüfungs- und Kon-
trollfunktionen im Auftrag der Behördenleitung wahr und unter-
stützt diese bei 
• der Wahrnehmung ihrer Dienst- und Fachaufsicht
• der Sicherstellung und Optimierung von Qualität, Effizienz und 

Effektivität des Verwaltungshandelns sowie der Einhaltung der 
Vorschriften und Regelungen

• der Herstellung von Transparenz und eines entscheidungsori-
entierten Überblicks über Geschäftsrisiken im Zusammenhang 
mit Vermögen, Umfeld, Geschäftsprozessen und Steuerungsin-
formationen

• der Festlegung und Weiterentwicklung der behördeninternen 
Regelungen. 

(2) Die Befugnisse und Verpflichtungen anderer zur Überwachung 
von Verwaltungshandeln, insbesondere die Verpflichtung der Vor-
gesetzten zur Dienst- und Fachaufsicht, bleiben unberührt. 

3. Aufgaben 
(1) Die Prüfungen durch die Interne Revision erstrecken sich grund-
sätzlich auf alle Organisationseinheiten und Zuständigkeitsberei-
che einer Behörde, wodurch das gesamte Verwaltungshandeln er-
fasst und prüfungsfreie Räume vermieden werden. 
(2) Gegenstand von Revisionsprüfungen können sein die Recht- und 
Ordnungsmäßigkeit, die Funktionsfähigkeit, die Zweckmäßigkeit 
und die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns, insbesondere 
ob 
• die Vorschriften (einschließlich interner Regelungen) eingehal-

ten werden 
• die Zielvorgaben der Behördenleitung zweckmäßig umgesetzt 

und ordnungsgemäß erfüllt werden
• die Grundsätze wirtschaftlichen Handelns gewahrt werden
• die Vermögenswerte ausreichend gesichert sind
• die internen Vorschriften zweckmäßig sind
• das interne Risikomanagement einschließlich eines Internen 

Kontrollsystems (IKS) funktionsfähig und zweckmäßig ist 
• die Maßnahmen im Sinne des IKS sowie die Informations- und 

Geschäftsprozesse zweckmäßig aufgebaut sind und zuverlässig 
arbeiten

• die Vorgesetzten ihre Führungsfunktion einschließlich der 
Dienst- und Fachaufsicht ordnungsgemäß wahrnehmen. 

(3) Die Interne Revision wirkt durch ihre Prüftätigkeit korrup-
tionspräventiv. Ihr können Verwaltungsermittlungen bei Verdachts-
fällen übertragen werden. 

4. Einrichtung/Organisation/Stellung der Internen Revision 
(1) Die Interne Revision ist der Behördenleitung (zum Beispiel 
Staatssekretär/-in, Präsident/-in, Vizepräsident/-in, Direktor/-in) 
unmittelbar fachaufsichtlich unterstellt. Sie wird durch die Leite-
rin/den Leiter der Internen Revision geführt. 
(2) Die Interne Revision arbeitet von den Fachaufgaben unabhän-
gig mit allen Organisationseinheiten vertrauensvoll zusammen. 

5. Befugnisse und Pflichten 
5.1 Allgemeine Informations-, Prüfungs- und Zutrittsbefugnisse  
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die Interne Revision 
über umfassende Informations-, Prüfungs- und Zutrittsbefugnisse 
in allen Organisationseinheiten. 
5.2 Besondere Prüfungsbefugnisse  
(1) Alle Beschäftigten haben die Interne Revision zu unterstützen 
und zu fördern. Sie sind verpflichtet, die hierzu erforderlichen Aus-
künfte zu geben und Unterlagen bereit zu stellen und zu überlassen. 
Darüber hinaus hat sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
die Befugnis zur Akteneinsicht einschließlich der Einsichtnahme in 
die dazugehörigen elektronischen Dateien, wie zum Beispiel
• Buchungssysteme (unter anderem Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesen)
• Kosten- und Leistungsrechnung
• Verzeichnisse aller Beschaffungen und Verträge
• IT-Rahmenkonzept
• Dokumentationsverzeichnis über Verfahren
• Inventarverzeichnis
• Personalakten. 
(2) Durch die Interne Revision können Datenbankauswertungen 
veranlasst werden. 
(3) Angehörige der Internen Revision sind im Rahmen der daten-
schutz- und beamtenrechtlichen Vorschriften befugt, personenbe-
zogene Daten von Beschäftigten und Dritten zu verarbeiten. 
5.3 Information über wichtige Angelegenheiten 
Unabhängig von konkreten Prüfungen ist die Interne Revision 
rechtzeitig über wichtige Behördenangelegenheiten wie zum Bei-
spiel 
• Prüfungsverfahren des Hessischen Rechnungshofs
• wesentliche Organisationsänderungen
zu unterrichten.
5.4 Vortragsrecht und Zusammenarbeit
Die Interne Revision hat gegenüber der Behördenleitung ein jeder-
zeitiges, unmittelbares, mündliches und schriftliches Vortragsrecht. 
Mit dem/der Beauftragten für den Haushalt und soweit bestellt, 
der Ansprechperson für Korruptionsprävention arbeitet sie eng 
zusammen. 
5.5 Weisungsrecht/Empfehlungen
Die Interne Revision hat kein Weisungsrecht. Sie bewertet nach 
einem Soll-Ist-Vergleich und gibt gegenüber dem geprüften Bereich 
Empfehlungen ab. 
5.6 Beiziehung von Sachverständigen 
Externe oder interne Sachverständige können unter Beachtung der 
bestehenden Vorschriften herangezogen werden.
5.7  Verschlusssachen-Angelegenheiten und Datenschutzbestim-

mungen
Hinsichtlich Verschlusssachen-Angelegenheiten gelten die jeweili-
gen Bestimmungen. Die Vorschriften des Hessischen Datenschutz-
gesetzes (HDSG) bleiben unberührt. 
5.8  Anforderungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Inter-

nen Revision
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Internen Revision sind 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit zur Unvoreingenommenheit, Un-
abhängigkeit und Gewissenhaftigkeit verpflichtet. 

6. Durchführung von Prüfungen 
6.1 Risikoorientierte Prüfungsplanung 
(1) Die Interne Revision erstellt auf der Grundlage einer Prüfungs-
landkarte (Audit Universe1) und auf der Basis einer behördenbe-
zogenen Gefährdungs- beziehungsweise Risikoanalyse unter Be-
rücksichtigung des Aufwand-/Nutzenverhältnisses eine Prüfungs-
planung und erarbeitet jährlich/halbjährlich einen darauf basie-
renden Prüfungsthemenkatalog. Diese beinhaltet die sachlichen, 
personellen und zeitlichen Aspekte der Prüfungen. 
(2) Die Behördenleitung genehmigt die Prüfungsplanung und erteilt 
den Prüfungsauftrag. Sie kann der Internen Revision zu jeder Zeit 
Aufträge zu Anlassprüfungen erteilen. 
(3) Die Prüfungsplanung soll entsprechend der gewonnenen Erfah-
rungen oder aufgrund geänderter Rahmenbedingungen ergänzt 
beziehungsweise fortgeschrieben werden. Prüfungsüberschneidun-
gen mit anderen Prüfungseinrichtungen in Prüfgebieten und Prü-
fungsarten sind nicht ausgeschlossen, sollen aber zur Minimierung 

1  Audit Universe: Prüfungslandkarte, die alle Prüfungsobjekte umfasst 
und definiert. S. Marc Slowig et al. in DIIR, Risikoorientierte Prü-
fungsplanung: Best Practice, Frankfurt 2010, S. 9, Ziffer 2.1, Defini-
torische Grundlagen, wesentliche Kriterien.
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der Arbeitsbelastungen der zu überprüfenden Bereiche so gering 
wie möglich gehalten werden.
6.2 Prüfungsarten
Die Prüfungen können insbesondere durchgeführt werden als: 
• Planprüfungen im Sinne einer objektiven Beurteilung von Prüf-

nachweisen aus einer Organisationseinheit mit dem Ziel einer 
unabhängigen Bewertung von Sachverhalten aus der Prüfungs-
landkarte, zum Beispiel unter besonderer Berücksichtigung der 
Organisation, des Rechnungswesens, der Wirtschaftlichkeit und 
Zielerreichung oder der Regeleinhaltung (Compliance) 

• Querschnittsprüfungen von mehreren Organisationseinheiten 
mit dem Ziel einer unabhängigen Bewertung von Sachverhalten 
aus der Prüfungslandkarte

• Prüfungen aus besonderem Anlass
• Nachschauprüfungen (Umsetzung früherer Hinweise und Emp-

fehlungen). 
6.3 Prüfungsvorbereitung 
Die Prüfungsvorbereitung beinhaltet die Analyse des Prüfungsge-
genstandes, die Einarbeitung in die Prüfungsmaterie, die Beschaf-
fung von Informationen und die Detailplanung des Prüfungsablau-
fes. 
6.4 Prüfungsankündigung 
Nach Maßgabe des Prüfungsauftrages kündigt die Interne Revision 
die Prüfung, soweit Prüfungszwecke dem nicht entgegenstehen, 
den jeweiligen Organisationseinheiten rechtzeitig an. In einer Ein-
führungsbesprechung werden der vorgesehene Ablauf der Prüfung 
erläutert sowie Fragen im Zusammenhang mit der Prüfung geklärt. 
6.5 Prüfungshandlungen 
(1) Im Rahmen der Prüfung erhebt und bewertet die Interne Revi-
sion die Sachverhalte und dokumentiert die Prüfungshandlungen, 
-feststellungen und -bewertungen. Bereits in diesem Stadium sind 
gewonnene Erkenntnisse und die darauf aufbauenden Vorschläge 
zu Maßnahmen nach Möglichkeit mit den geprüften Organisations-
einheiten zu erörtern.
(2) Die Prüfung erfolgt grundsätzlich in Teamarbeit. 
(3) Die Prüfungen werden je nach Schwerpunktsetzung insbeson-
dere nach folgenden Kriterien (Bewertungsmaßstäben) durchge-
führt:
• Risiken 
• Rechtmäßigkeit 
• Ordnungsmäßigkeit 
• Sicherheit
• Wirtschaftlichkeit 
• Zukunftssicherung
• Zweckmäßigkeit/Effektivität
• Wirkungsorientierung. 
Der beziehungsweise die jeweiligen Schwerpunkte sind aus der 
Zielsetzung des Prüfungsauftrages abzuleiten. 
6.6 Prüfungsabschluss und Berichterstattung 
(1) Zum Abschluss der Prüfung fertigt die Interne Revision den 
Entwurf eines Prüfungsberichts. Dieser enthält neben den Feststel-
lungen und Wertungen Empfehlungen zur Mängelbeseitigung oder 
für Verbesserungen und gegebenenfalls auch weitere Schlussfolge-
rungen. 
(2) Die Interne Revision übersendet den Entwurf des Prüfungsbe-
richts gegebenenfalls nach Billigung durch die Behördenleitung 
unverzüglich der geprüften Organisationseinheit und gibt ihr Ge-
legenheit zur Stellungnahme.
(3) In einer Abschlussbesprechung werden mit der geprüften Orga-
nisationseinheit und deren Vorgesetzten die tragenden Ergebnisse 
der Revisionsprüfung besprochen. Auf die Abschlussbesprechung 
kann im gegenseitigen Einvernehmen verzichtet werden, insbeson-
dere wenn die Feststellungen im Rahmen der Prüfungsdurchfüh-
rung hinreichend erörtert worden sind.
(4) Die Interne Revision fertigt unter Berücksichtigung der erfolg-
ten Maßnahmen (Entwurf, Stellungnahme, Gespräch) einen ab-
schließenden Revisionsbericht, der auch als Statusbericht oder 
Zusammenfassung der Ergebnisse erfolgen kann. 
(5) Diesen Bericht legt sie der Behördenleitung grundsätzlich zur 
Billigung vor. Die geprüfte Organisationseinheit erhält eine Aus-
fertigung. Soweit Zuständigkeiten anderer Stellen von dem Prü-
fungsergebnis berührt sind, sind diese zu informieren. 
6.7 Umsetzung der Empfehlungen, Follow Up, Prüfungsende
(1) Die Behördenleitung entscheidet über die Umsetzung der Emp-
fehlungen der Internen Revision. 
(2) Die fristgerechte Durchführung der Umsetzung obliegt der ge-
prüften Organisationseinheit. Der geprüfte Bereich informiert die 

Interne Revision über die Umsetzung der Empfehlungen. Die In-
terne Revision überwacht die Umsetzung der von der Behördenlei-
tung gebilligten Empfehlungen in einem systematischen Verfahren 
(Follow Up). 
Mit der Umsetzung dieser Empfehlungen endet das Follow Up.
(3) Die Zuständigkeiten anderer Organisationseinheiten bleiben 
unberührt.

7. Nachschau 
Die Interne Revision kann die Umsetzung der Empfehlungen im 
Rahmen einer gesonderten Nachschauprüfung kontrollieren. Diese 
ist auch Gegenstand der Prüfungsplanung und demzufolge von der 
Behördenleitung zu genehmigen.

8. Institutionalisierte Berichterstattung
Die Interne Revision legt der Behördenleitung über ihre Tätigkeiten 
mindestens jährlich einen schriftlichen Bericht vor. Die prüfungs-
bezogene unterjährige Berichterstattung bleibt davon unberührt. 

9. Qualitätssicherung und Wirtschaftlichkeit
(1) Die Interne Revision sichert durch geeignete Maßnahmen die 
Qualität ihrer Arbeit. Die Qualitätssicherung erfolgt zum Beispiel 
durch 
• transparente Prüfungsprozesse
• standardisierte Prüfungsabläufe
• einheitliches Berichtslayout
• aufgabenspezifische Aus- und Fortbildung
• Hospitation bei anderen Internen Revisionen
• Peer Review 
• Evaluation 
• Zielvereinbarungen mit der Behördenleitung. 
(2) Das Handeln und die Empfehlungen der Internen Revision sind 
an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit auszurichten. Soweit 
die Anforderungen an ein präventives oder rechtlich ordnungsge-
mäßes Handeln (zum Beispiel Einführung eines Vier-Augen-Prin-
zips) überwiegen, können Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte in den 
Hintergrund treten. 

10. Inkrafttreten
Die Dienstanweisung ist ab sofort gültig. 

Empfehlungen über Standards für Interne Revisionen  
in der Hessischen Landesverwaltung

Anlage 2

Mustergliederung eines Prüfungsberichtes

Mustergliederung eines Prüfungsberichtes
1. Deckblatt

• Behördenbezeichnung und Hessen-Logo, gegebenenfalls 
Logo der Behörde

• Bezeichnung des Prüfungsauftrages
• Datum des Berichts
• Aktenzeichen
• Dokumentenstatus (Entwurf, Abstimmungsversion, finaler 

Bericht) 
 Fakultativ

• Zeitraum der Prüfung
• Risikolage
• Tabellarische Darstellung der Dokumentenversion mit 

Kurzbeschreibung der Änderung 
• Datum und Unterschrift des/der Prüfer(s), sofern nicht am 

Ende des Berichts
2. Inhaltsverzeichnis
3. Abkürzungsverzeichnis – fakultativ – 
4. Zusammenfassung 

• Prüfungsergebnisse (Gesamturteil; wichtige Einzelergeb-
nisse)

• Handlungsempfehlungen
• Der Umfang einer Zusammenfassung sollte möglichst eine 

Seite nicht überschreiten. 
5. Prüfungsauftrag und -durchführung

• Prüfungsauftrag (Prüfungsgegenstand, gegebenenfalls ge-
prüfter Zeitraum, Prüfungsziele/ Beurteilungsmaßstäbe)

• Prüfungsdurchführung (unter anderem Zeitraum der Durch-
führung der Prüfung), gegebenenfalls soweit zum Verständ-
nis erforderlich Prüfungsmethoden 



Seite 1060 Staatsanzeiger für das Land Hessen – 10. Oktober 2016 Nr. 41

• Namen der Prüfer
• gegebenenfalls unter Anlegung eines strengen Maßstabes 

zusätzliche Informationen, die für den Berichtsempfänger 
zum Verständnis der Prüfung, insbesondere der Prüfungs-
ergebnisse notwendig beziehungsweise hilfreich sind.

6. Ergebnisse der Prüfung
• Darstellung des Sachverhalts 
 Die Darstellung des Sachverhalts besteht aus einer Beschrei-

bung von Soll und Ist. Das Soll steht für einen hypotheti-
schen, normgerechten Geschehensablauf (abgeleitet zum 
Beispiel aus Gesetzesnormen, Richtlinien, Wirtschaftlich-
keits- und Zweckmäßigkeitsüberlegungen sowie vergleich-
baren Beurteilungsmaßstäben/Normen). Das Ist steht für 
den in der Prüfung wertfrei festgestellten Sachverhalt.

• Die Wertung/Würdigung ist die Beurteilung des Verhältnis-
ses zwischen Ist und Soll.

• Empfehlungen beziehungsweise Verbesserungsvorschläge 
der Internen Revision abgeleitet aus der Wertung/Würdigung 
und gemessen am Soll-Zustand.

• Gegebenenfalls Schlussfolgerungen; diese wären fakultativ 
darzustellen, soweit sich aus den Prüfungsfeststellungen 
weitere übergreifende Erkenntnisse ergeben. Es ist zu be-
achten, dass auch die Meinung des geprüften Bereichs dar-
gestellt werden muss, soweit zum Zeitpunkt der Erstellung 
eines Berichtsentwurfs bereits erkennbar ist, dass dieser die 
Sachverhaltsdarstellungen, Wertungen und/oder Empfeh-
lungen beziehungsweise Verbesserungsvorschläge nicht teilt 
(gegebenenfalls zusätzliches Protokoll als Anlage).

7. Berichtsumfang
• Der Berichtsumfang orientiert sich immer am Prüfungsge-

genstand. 
• Im Interesse des Auftraggebers ist stets eine kompakte/op-

timierte Abhandlung der Prüfgegenstände anzustreben. 
• In einfach gelagerten Fällen sollten 5 bis 10 Seiten nicht 

überschritten werden. 
• In kompliziert gelagerten Fällen sollte eine Abhandlung 

möglichst 20 Seiten nicht überschreiten. Diese Fälle recht-
fertigen meist den Hinweis auf weiterführende Anlagen. 

8. Anlagen (soweit erforderlich) 

HESSISCHES  MINISTERIUM
FÜR  WIRTSCHAFT,  ENERGIE,  VERKEHR  UND  LANDESENTWICKLUNG

848

Neubau der Bundesautobahn A 66 (Frankfurt am Main– 
Hanau), Teilabschnitt Tunnel Riederwald, in den Gemarkun-
gen Seckbach, Frankfurt Bezirk 26, Fechenheim und 
 Bergen-Enkheim der Stadt Frankfurt am Main, Planfeststel-
lungsbeschluss vom 16. September 2016 zur Änderung des 
Planfeststellungsbeschlusses vom 6. Februar 2007 in der 
Fassung des Beschlusses vom 17. Juni 2016;
h i e r :  Öffentliche Bekanntmachung nach § 3a des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die Bundesrepublik Deutschland (Bundesstraßenverwaltung), ver-
treten durch Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement, 
Dezernat Bau Riederwaldtunnel, beabsichtigt, die Bundesautobahn 
A 66 (Frankfurt am Main–Hanau), Teilabschnitt Tunnel Riederwald 
neu zu bauen. Für dieses Projekt, das mit Planfeststellungsbe-
schluss vom 6. Februar 2007 – V 2-A – 61-k-04 # (2.054) – festgestellt 
wurde, ist eine formelle Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1758, 2797), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3320) durchgeführt 
worden. Die Bundesrepublik Deutschland (Bundesstraßenverwal-
tung), vertreten durch Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsma-
nagement, Dezernat Bau Riederwaldtunnel, hat nunmehr eine 
Planänderung unter anderem zum Auflösen des Vorbehalts zur 
temporären Grundwasserhaltung für den Seckbachsammler beim 
Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Lan-
desentwicklung beantragt. 
Für die Entscheidung war nach §§ 3c, 3e des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 2490), zu prüfen, ob die beantragte Planänderung 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und daher 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfordert.
Die Voraussetzungen des § 3e Abs. 1 Nr. 1 UVPG liegen nicht vor. 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3e Abs. 1 Nr. 2 
in Verbindung mit § 3c UVPG hat ergeben, dass durch die bean-
tragte Planänderung keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen zu erwarten sind. Daher besteht keine Verpflichtung, 
für die beantragte Entscheidung eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach dem UVPG durchzuführen.
Diese Feststellung ist nach § 3a UVPG nicht selbständig anfechtbar.

Wiesbaden, den 16. September 2016

Hessisches Ministerium  
für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Landesentwicklung 
VI 1-C – 61-k-04 # (2.054d)
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